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AUF DEM WEG ZUR KONZERNUNION 
MIT OMNIBUS-GESETZEN GEGEN SCHUTZSTANDARDS
Wir befinden uns an einem Wendepunkt europäischer Politik. Europäische Gesetze und Schutz
standards werden derzeit von einer Flotte sogenannter Omnibusse überrollt. Galt die Europäische 
Union in den letzten Jahren eher als Vorreiterin progressiver Gesetzgebung, hat sie nun den Rück-
wärtsgang eingeschaltet und schafft zahlreiche Errungenschaften der letzten Jahre im Gesundheits- 
und Verbraucher:innenschutz sowie Umwelt- und Klimaschutz ab. Profitieren werden davon vor allem 
große Unternehmen. 

Alles für die europäische  
Wettbewerbsfähigkeit

Die Europäische Kommission hat mit ihrer 

Ankündigung, sämtliche EU-Gesetze und 

Berichtspflichten auf den Prüfstand zu stel-

len, wahr gemacht. 2025 hat sie bereits zehn 

Omnibus-Pakete vorgestellt, in denen meh-

rere Gesetze und Vorgaben in einem Vorgang 

zusammengefasst und geändert werden. 

Mit einer nie dagewesenen Geschwindig-

keit hat die Kommission so die Grundlage 

für die Abschwächung, Entkernung und Ab-

schaffung zahlreicher europäischer Gesetze 

gelegt. Besonders Deutschland und Frank-

reich fordern eine schnelle Umsetzung der 

Omnibusse. Auch die Mehrheitsverhältnisse 

im aktuellen EU-Parlament begünstigen die 

Deregulierungsagenda, zumal konservative 

und rechte Fraktionen diese vorantreiben. 

Angeführt wird die Deregulierungskampagne 

von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 

der Leyen unter intensiver Mitarbeit von Un-

ternehmen und deren Verbänden, darunter 

der Bundesverband der deutschen Industrie 

(BDI). Das Ziel: die Rettung der europäischen 

Wettbewerbsfähigkeit. 35 Milliarden Euro sol-

len Unternehmen und öffentliche Haushalte 

durch den Wegfall von Verwaltungskosten 

und Berichtspflichten bis 2029 einsparen. 

Tatsächlich untergräbt die Omnibus-Initiative 

jedoch die staatliche Kontrollfähigkeit und 

offenbart das zweifelhafte Demokratiever-

ständnis der aktuellen Kommission.

Demokratische Teilhabe  
nicht erwünscht 

Die Gespräche über die konkreten Maß-

nahmen der aktuellen eregulierungsagenda 

führen die verantwortlichen EU-Kommis-

sar:innen fast ausschließlich mit Unterneh-

mensvertreter:innen. Nur etwa zehn Prozent 

aller sogenannten Implementationsdialoge 

fanden mit zivilgesellschaftlichen Organisa-

tionen und Gewerkschaften statt.1 Ein wei-

teres Format, der Realitätscheck, ist sogar 

ausschließlich Unternehmensvertreter:innen 

vorbehalten. Die Realitätschecks unterlie-

gen nicht den gängigen EU-Transparenz-

regeln, weil sie laut Europäischer Kommis-

sion rein technischer Natur sind. Liefern sie 

jedoch „konkrete Hinweise auf zu lösende 

Probleme, so fließen diese unmittelbar in 

die Ausarbeitung gezielter Vereinfachungs-

maßnahmen ein.“2 Öffentlich zugängliche 

Protokolle zu diesen Treffen gibt es nicht. 

Die eigentlich vorgeschriebenen Folgeab-

schätzungen zur Bewertung von Gesetzes-

vorhaben werden bei den Omnibussen nicht 

durchgeführt. Die Kommission argumen-

tiert, dass dies aufgrund der vermeintlichen 

Dringlichkeit der Vorhaben und der aktu-

ellen geopolitischen und wirtschaftlichen 

Herausforderungen zu zeitaufwendig und 

daher nicht geboten sei. Auch öffentliche 

Konsultationen finden nur im Eilverfahren 

statt. Die demokratische Teilhabe kommt 

dabei unter die Räder der Omnibusse. Das 
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sieht auch die Bürgerbeauftragte der EU, 

Teresa Anjinho so. Einer Beschwerde aus 

der Zivilgesellschaft folgend, leitete sie eine 

Untersuchung des Omnibus I-Gesetzge-

bungsverfahrens ein. Im Ergebnis stellte sie 

„Verfahrensmängel bei der Ausarbeitung“ 

fest und forderte die Kommission dazu auf, 

sicherzustellen, „dass die dringende Ausar-

beitung von Legislativvorschlägen weiterhin 

mit den Grundsätzen eines transparenten, 

faktengestützten und inklusiven Gesetz-

gebungsprozesses im Einklang steht.“3 Als 

Reaktion darauf hat die Kommission für sich 

selbst neue „Better Regulation“ Leitlinien 

angekündigt, die u.a. mehr Spielraum für 

Eilverfahren zulassen sollen.

Unter die Räder gekommen: 
europäische Schutzstandards

Die zehn Omnibusse betreffen sämtliche 

Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 

Sie bauen, erstens, Berichtspflichten ab. 

Omnibus IV („Kleine Unternehmen mit mitt-

lerer Kapitalisierung sowie Digitalisierung“) 

und Omnibus VII („Digitales“) schränken 

beispielsweise die Berichtspflicht von Un-

ternehmen bezüglich der Nutzung von per-

sönlichen Daten ein und schwächen damit 

die Datenschutzgrundverordnung. Die Om-

nibusse verschieben, zweitens, die Anwen-

dung bestimmter Vorschriften nach hin-

ten. So zum Beispiel die Regelungen über 

Hochrisiko-KI, die nun erst ab 2. Dezember 

2027 und für einige Produkte sogar erst ab 

August 2028 vollständig angewandt wer-

den müssen. Bis dahin kann Hochrisiko-KI 

also solche, die ein signifikantes Potenzial 

für Gefahren und für Gesundheit, Sicherheit 

und soziale Grundrechte darstellt, ohne ent-

sprechende Sicherheitsvorkehrungen auf 

dem europäischen Markt vertrieben und 

angewandt werden. Sie mindern, drittens, 

wichtige Schutzstandards, u.a. in Bezug auf 

den Gesundheitsschutz von Verbraucher:in-

nen und Arbeitnehmer:innen. Omnibus VI4 

(„Chemikalien“) ermöglicht es, dass Kos-

metikprodukte, also Seife, Zahnpasta und 

Cremes, mit Inhaltsstoffen, die neu als kreb-

serregend, erbgutverändernd oder fortpflan-

zungsgefährdend eingestuft werden, länger 

auf dem Markt bleiben. Omnibus VIII („Um-

welt“) würde Berichtspflichten über die Nut-

zung besorgniserregender Stoffe in Produk-

ten abschaffen, ebenso wie die Verpflich-

tung, Ersatzstoffe für besonders schädliche 

Chemikalien zu suchen. Omnibus X wiede-

rum würde u.a. die regelmäßigen Überprü-

fungen der Genehmigungen von Pestizid- 

und Biozidwirkstoffen auf ihre Umwelt- und 

Gesundheitsunbedenklichkeit weitestge-

hend abschaffen. Diese finden derzeit alle 

10–15 Jahre statt und haben dazu geführt, 

dass zahlreiche hochschädliche Pestizide 

vom Markt genommen wurden. 

Und der Omnibus rollt weiter…

Die bisherigen Omnibusse sind erst der An-

fang. Die Kommission hat bereits weitere 

Omnibusse angekündigt, ebenso wie einen 

„Aktionsplan für eine regulatorische Tiefen-

reinigung“ in 12 Fokusbereichen: Gesundheit 

und Lebensmittelsicherheit, Landwirtschaft, 

Verkehr, Energie, Klima, Umwelt, Wohnungs-

wesen und Genehmigungsverfahren, freier 

Waren- und Dienstleistungsverkehr, Finanz-

dienstleistungen, Zoll, Steuern und Digita-

les. Erwähnt werden muss auch das neue 

unternehmensrechtliche Regelungssystem 

„EU Inc.“, auch bekannt als „28. Regime“, 
über das derzeit noch verhandelt wird. Die-

ses soll vereinheitlichte europäische Regeln 

für Unternehmen und auch für die Registrie-

rung eines neuen Unternehmens bieten. Ein 

EU-Inc. Unternehmen könnte damit in nur 

48 Stunden registriert werden, online ver-

steht sich, und in sämtlichen EU-Ländern 

frei operieren. Briefkastenfirmen sind damit 

in Null Komma nichts erstellt. Wirtschaftskri-
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minalität zu bekämpfen wird noch schwerer. 

Zudem würden die Rechte von Arbeitneh-

mer:innen ausgehöhlt. Denn EU Inc. macht 

es möglich, dass Unternehmen, anstatt 

nationale Arbeitsrechte anzuwenden, sich 

für das wesentlich laxere harmonisierte EU-

Recht entscheiden oder in dem EU-Land re-

gistrieren, das die geringsten Standards hat. 

Gewerkschaftliche Arbeit, Arbeitnehmer:in-

nenschutz, soziale Sicherheit, all das steht 

bei EU Inc. auf dem Spiel5.

Innerhalb von nur einer Legislaturperi-

ode hat die Europäische Kommission ei-

nen Paradigmenwechsel vollzogen, mit 

dem sie sich selber schadet. Denn die 

Omnibus-Gesetze schwächen die Hand-

lungsfähigkeit der 27 Mitgliedstaaten und 

der europäischen Institutionen und damit 

auch die demokratische Einflussnahme 

und Teilhabe. Durch die Aufweichung von 

Gesetzen zum Umweltschutz untergraben 

sie den Europäischen Grünen Deal und 

die europäischen Ambitionen, bis 2050 

klimaneutral zu werden.  Auch für die öf-

fentlichen Haushalte sind die Omnibusse 

ein schwerer Schlag. Denn die Kosten für 

Schädigungen von Umwelt und Gesund-

heit sowie die Verschärfung der Klimakrise 

durch Wirtschaftsunternehmen werden auf 

sie abgewälzt und sollen von der Allge-

meinheit getragen werden. Der durchaus 

notwendige Bürokratieabbau verkommt so 

zur Farce und dient vor allem Konzerninte-

ressen, während die Menschen in der EU 

das Nachsehen haben. Gewerkschaften 

und Organisationen der Zivilgesellschaft 

warnen vor den negativen Folgen der De-

regulierung. In Bündnissen arbeiten sie da-

ran, die Omnibusse-Flotte zu stoppen und 

Alternativen aufzuzeigen. 

Bettina Müller, Referentin für  
Handels- und Investitionspolitik bei PowerShift e.V., 

bettina.mueller@power-shift.de

Zum Weiterlesen

Wir werden überrollt.  
Die europäischen Omnibusgesetze 

und ihre Folgen für Menschenrechte, 

Umweltschutz und Verbraucher*innen

ÖGB Briefing von PowerShift e.V., 

mitherausgegeben u.a. von  

„Kettensäge Stoppen!

Hier das Briefing downloaden:  
power-shift.de/eu-omnibusgesetze/

Kettensäge Stoppen! Menschen und 

Umwelt schützen!“ ist eine gemein-

same Plattform von ÖGB, AK und 

Organisationen der Zivilgesellschaft. 

  www.kettensaege-stoppen.at/
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Handelspolitik

1	 https://corporateeurope.org/sites/default/files/2026-03/REPORT_CORPORATE%20CAPTURE.pdf (abgerufen am 22.07.2026).
2	 https://corporateeurope.org/sites/default/files/2026-03/Reality%20checks%20Operational%20guidance.pdf ( 

abgerufen am 22.07.2026).
3	 https://www.ombudsman.europa.eu/en/recommendation/de/215920 (abgerufen am 22.07.2026).
4	 Die folgenden drei Omnibusse sind noch nicht verabschiedet.  

Die hier vorgestellten Pläne entsprechen den Vorschlägen der EU-Kommission. 
5	 https://corporateeurope.org/en/2025/09/social-dumping-disaster-eus-28th-regime, abgerufen am 29.07.2026.
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!

Die Redaktion 
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